
Große Kreisstadt Öhringen 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Öffentliche Auslegung des Bebauungsplans 
„FREIFLÄCHENPHOTOVOLTAIKANLAGE WINTERHÄLDEN“, Verrenberg 

der Stadt Öhringen, Gemarkung Verrenberg 
 
Der Gemeinderat der Großen Kreisstadt Öhringen hat am 19.12.2023 in öffentlicher Sitzung aufgrund 
von § 2 Abs. 1 BauGB den Entwurf des Bebauungsplans „Freiflächenphotovoltaikanlage 
Winterhälden“, Verrenberg und den Entwurf der zusammen mit ihm aufgestellten örtlichen 
Bauvorschriften gebilligt und beschlossen, diesen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen.  
Maßgebend ist der Entwurf des Bebauungsplans „Freiflächenphotovoltaikanlage Winterhälden“, 
Verrenberg vom 19.12.2023. 
 
Der Planbereich wird begrenzt: 
 im Norden: Flurstück 891 Gemarkung Verrenberg 
 im Osten: Flurstück 892 (Feldweg) Gemarkung Verrenberg 
 im Süden: Flurstück 889 Gemarkung Verrenberg 
 im Westen: Flurstück 879 (Feldweg) Gemarkung Verrenberg 
 
Der Geltungsbereich ergibt sich aus folgendem Lageplan: 
 

 
 
Dieser Beschluss wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
 
  



Ziele und Zwecke der Planung 
Ein Bauherr beabsichtigt auf Flurstück Nr. 890, Gemarkung Verrenberg im Außenbereich die 
Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage. Im Bebauungsplan werden sowohl die maximalen 
Modulhöhen als auch die Bauhöhen der notwendigen Betriebsgebäude, Technikstationen und 
sonstigen baulichen Anlagen sowie der überbaubaren Grundstücksfläche geregelt. Der vorgesehene 
Standort ist aufgrund der Bodenbeschaffenheit für die landwirtschaftliche Nutzung von 
untergeordneter Bedeutung. Wertvolle Biotopstrukturen sind vom Vorhaben nicht betroffen. 
Aufgrund der eingeschränkten Einsehbarkeit ist der Standort zudem mit geringen Auswirkungen auf 
das Landschaftsbild verbunden. Das Vorhaben trägt dazu bei, das durch die Bundes- und 
Landesregierung geforderte Ziel der deutlichen Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien, zu 
erreichen. Der Bebauungsplan leistet somit einen Beitrag zur Nutzung erneuerbarer Energien. 
 

Im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung 
erforderlich, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in 
einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht liegt den Unterlagen 
bei. 
 
Folgende Umweltbezogene Informationen sind verfügbar 
Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind auch die bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen. 
 
Umweltbericht zum Bebauungsplan vom 19.12.2023 
 Wesentliche Inhalte und Ziele des Bebauungsplans „FFPV Winterhälden“ 
 Festlegung von Umfang und Detaillierungsgrad der Ermittlung der Umweltbelange 
 Vorgaben aus übergeordneten Planungen 

o Raum- und Landschaftsplanung 
o Natur- und Landschaftsschutz 
o Biotopverbund, FFH-Mähwiesen 

 Berücksichtigung der Umweltbelange bei der Aufstellung des Bebauungsplans 
 Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile 
 Beschreibung und Bewertung der Umweltbelange 

o Umweltbelange Mensch, Gesundheit, Bevölkerung; Pflanzen, Tiere, Artenschutz; 
Biologische Vielfalt; Boden; Fläche; Wasser; Klima und Luft; Landschaftsbild und 
Erholung; Kultur- und sonstige Sachgüter 

 Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelangen 
 Voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 
 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 
 Beschreibung der Wirkfaktoren des Vorhabens 

o Anlagebedingte Wirkfaktoren 
o Baubedingte Wirkfaktoren 
o Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

 Auswirkungen auf Schutzgebiete 
o Auswirkungen auf sonstige Schutzgebiete 
o Auswirkungen auf Biotopverbund und FFH-Mähwiesen 

 Auswirkungen auf die Umweltbelange 
 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 Berücksichtigung der Belange der Landschaftspläne sowie sonstiger Pläne und 

Rechtsverordnungen 
 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen 
 Auswirkungen des Vorhabens auf das Klima und Anfälligkeit gegenüber den Folgen des 

Klimawandels 
 Kumulation 
 Anderweitige Planungsmöglichkeiten (Alternativen) 



 Abhandlung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung 
 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich nachteiliger 

Auswirkungen 
o Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
o Ausgleichsmaßnahmen 
o Planungsrechtliche Festsetzungen 

 Naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahmen 
 Rechnerischer Nachweis der Kompensation 

Folgende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen werden innerhalb des Bebauungsplangebiets 
festgesetzt: 
- Schonender Umgang mit Grund und Boden, wasserdurchlässige Beläge, extensive Begrünung 

der Baufläche, Verzicht auf Beleuchtung, Ausschluss unbeschichteter metallischer 
Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen 

Folgende Ausgleichsmaßnahmen werden innerhalb des Bebauungsplangebiets festgesetzt: 
- Entwicklung einer Magerwiese mittlerer Standorte 
 
Spezielle artenschutzrechtliche Untersuchung (SAP) zum Bebauungsplan vom August 2023 
 Untersuchungsgebiet und Habitatstrukturen 
 Methodik der Speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (SAP) 

o Relevanzprüfung 
o Bestandserfassung 
o Konfliktermittlung 
o Ausnahmeprüfung 

 Untersuchungsrelevante Artengruppen 
o Vögel (Erfassungsmethodik, Nachweise, Konfliktermittlung) 
o Reptilien (Erfassungsmethodik, Nachweise, Konfliktermittlung) 
o Schmetterlinge (Erfassungsmethodik, Nachweise, Konfliktermittlung) 

 Bewertung des Vorhabens bezüglich des landesweiten Biotopverbundes 
o Zielarten unter besonderer Schutzverantwortung der Stadt Öhringen 

 Gutachterliches Fazit 
o Vögel 
o Reptilien 
o Schmetterlinge 
o Biotopverbund 

 
Beurteilung von Blendwirkungen vom 19.12.2023 
 Fachliche Grundlagen 
 Beschreibung des geplanten Vorhabens 
 Beurteilung einer möglichen Blendwirkungen der geplanten Photovoltaikanlage 
 Fazit 

 
Im Rahmen der Beteiligungsschritte gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB sind 
umweltrelevante Stellungnahmen mit Umweltinformationen zu folgenden Themen eingegangen 
(wesentliche Inhalte werden zusammengefasst): 
 
 Stellungnahme des Regierungspräsidiums Freiburg (LGRB) vom 09.11.2022: 

- Hinweise zur Geotechnik und zum Grundwasser 
 Stellungnahme des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 14.11.2022: 

- Hinweis zur Lage innerhalb eines Regionalen Grünzugs 
 Stellungnahme des Regionalverbands Heilbronn-Franken vom 17.11.2022: 

- Hinweis auf Lage im Regionalen Grünzug, keine Regionalbedeutsamkeit, da unter 2 ha, 
Anregung Standortkonzept aufgrund Häufung von Anlagen 

 Stellungnahme des LNV Arbeitskreis Hohenlohekreis vom 25.11.2022 



- Forderung Standortkonzept, Forderung Alternativenprüfung aufgrund Belastung durch 
bestehende Anlagen, Beachtung und Freihaltung Gewässerrandstreifen, Forderungen 
zur konkreten Planung, Erfassung Artenschutz 

 Stellungnahme des Landratsamtes Hohenlohekreis vom 08.12.2022: 
- Anregungen zu Einfriedungen, Anregung zur Anlage eines Grünlandstreifens im Süden, 

Beachtung und Aufnahme des Gewässerrandstreifens 
 
Umweltbezogene Stellungnahmen aus der Frühzeitigen Beteiligung der Bürger zu den Themen: 
 Private Stellungnahme vom 17.11.2022: 

- Ablehnung der Festsetzung von Bäumen im Norden, Vorschlag Baumpflanzungen im 
westlichen Teil. 

 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB 
Der Entwurf des Bebauungsplans, bestehend aus nachfolgenden Unterlagen 
 Planzeichnung des Bebauungsplans in der Fassung vom 19.12.2023 
 Textliche Festsetzungen mit örtlichen Bauvorschriften in der Fassung vom 19.12.2023 
 Begründung in der Fassung vom 19.12.2023 
 Umweltbericht in der Fassung vom 19.12.2023 
 Artenschutzrechtliche Prüfung (SAP) in der Fassung vom August 2023 
 Blendgutachten in der Fassung vom 19.12.2023 
 Abwägung über die während der frühzeitigen Beteiligung eingegangen Stellungnahmen in 

der Fassung vom 19.12.2023 
 

liegt vom 22.01.2024 bis 22.02.2024 
 
bei der Stadtverwaltung Öhringen, Marktplatz 15, 74613 Öhringen, im Treppenhaus 2. Stock 
während der üblichen Sprechzeiten zur allgemeinen Information der Bürger öffentlich aus. 
 
Die Unterlagen sowie die Bekanntmachung können gemäß § 3 Abs. 2 BauGB während des genannten 
Zeitraums auch im Internet auf der Homepage der Stadt Öhringen unter www.oehringen.de/leben-
wohnen/oeffentlichkeitsbeteiligung-bauleitplanung abgerufen werden. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen gegenüber der Gemeinde vorgebracht 
werden. Diese können schriftlich an  
Große Kreisstadt Öhringen, Stadtbauamt, Marktplatz 15, 74613 Öhringen 
oder elektronisch per E-Mail an  
bauleitplanung@oehringen.de 
abgegeben werden. 
 
Zudem können Stellungnahmen während der Auslegungsfrist schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift beim Stadtbauamt, Zimmer Nr. 100 (Frau Fuhrmann, Frau Mayer) und Zimmer Nr. 210 
(Frau Massa) während den üblichen Öffnungszeiten abgegeben werden.  
 
Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahmen mitgeteilt wird, ist die Angabe der Anschrift des 
Verfassers zweckmäßig. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht während der Auslegungsfrist abgegeben Stellungnahmen bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 



Im Zusammenhang mit dem Datenschutz weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass ein 
Bebauungsplanverfahren ein öffentliches Verfahren ist und daher in der Regel alle dazu eingehenden 
Stellungnahmen in öffentlichen Sitzungen beraten und entschieden werden, sofern sich nicht aus der 
Art der Einwände oder der betroffenen Personen ausdrückliche oder offensichtliche 
Einschränkungen ergeben. 
 
 
Öffnungszeiten: 
Mo, Mi, Do, Fr von  8:30 bis 12:15 Uhr 
Donnerstag von  14:00 bis 18:00 Uhr 
 
 
Große Kreisstadt Öhringen 
12.01.2024 
Thilo Michler 
Oberbürgermeister 
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